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EU-Richtlinie zum Whistleblowerschutz zeitnah umsetzen! Hinweisgeberinnen und 

Hinweisgeber umfassend und effektiv schützen! 

Whistleblowerinnen und Whistleblower sind Menschen, die Hinweise auf erhebliche Miss-

stände in Unternehmen oder Behörden geben. Sie helfen, dadurch gravierende Rechtsver-

stöße aufzudecken, deren Beseitigung im öffentlichen Interesse liegt. Zumeist geschieht dies 

dadurch, dass sie Informationen „befreien“, Rechtsverstöße den Behörden melden oder bei 

deren Untätigkeit die Medien informieren. Whistleblowerinnen und Whistleblower sorgen so 

für Transparenz und Aufklärung. Die Information der Öffentlichkeit steht jedoch regelmäßig in 

einem Spannungsverhältnis zu ihren arbeitsrechtlichen Loyalitäts- und Verschwiegenheits-

pflichten. Wenn Beschäftigte Rechtsverstöße transparent machen, laufen sie nicht selten Ge-

fahr, insbesondere gegen arbeitsvertragliche Pflichten zu verstoßen. Hinweisgebende riskie-

ren durch die Offenlegung von Informationen oftmals nicht nur ihren Arbeitsplatz, sondern 

auch ihre Karriere und ihr Ansehen.  

Vor diesem Hintergrund hat die EU im Oktober 2019 eine Richtlinie erlassen, die nicht nur die 

Voraussetzungen für den Schutz von Whistleblowerinnen und Whistleblowern, sondern auch 

einen Mindestschutzstandard festlegt (Richtlinie (EU) 2019/1937). Die Richtlinie gilt für die 

Meldung von Verstößen gegen europäisches Recht. Sie erlaubt es den Mitgliedstaaten aber 

ausdrücklich, den Schutz auch auf Hinweisgebende zu erstrecken, die Verstöße gegen natio-

nales Recht melden. Whistleblowerinnen und Whistleblower, die sich an das in ihr vorgege-

bene Meldeverfahren halten, sollen vor jeglichen Repressalien geschützt werden. Stichtag für 

eine fristgemäße Umsetzung ist der 17. Dezember 2021. Die Bundesrepublik Deutschland hat 

die Richtlinie bisher jedoch nicht umgesetzt, da sich die letzte Bundesregierung nicht über die 

Reichweite eines Whistleblower-Schutzgesetzes einigen konnte.  

Eine Ungleichbehandlung der Whistleblowerinnen und Whistleblower ist nicht nachvollziehbar. 

Warum sollte jemand, der Verstöße gegen europäisches Recht meldet, besser geschützt wer-

den als jemand, der Verstöße gegen deutsches Recht offenbart? Schließlich liegt es im öffent-

lichen Interesse, Kenntnis von jedem relevanten Rechtsverstoß zu erhalten und diesen abzu-

stellen. Auch können Whistleblowerinnen und Whistleblower wegen der Verzahnung von eu-

ropäischem und nationalem Recht vorab oftmals nur sehr schwer einschätzen, welche Rechts-

materie konkret betroffen ist. Es ist deshalb wichtig, dass der Gesetzgeber alle Hinweisge-

bende gleichermaßen gut schützt und Rechtssicherheit schafft. 

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland (IFK) fordert den Bundes-

gesetzgeber auf, die EU-Richtlinie zum Schutz von Whistleblowerinnen und Whistleblowern 

so schnell wie möglich umzusetzen und den Schutz auch auf Hinweisgebende zu erstrecken, 

die Verstöße gegen nationales Recht melden. 


